
Umweltpolitik im Bundestagswahlprogramm
der Partei DIE LINKE

Liebe Leserin, lieber Leser,

Umweltpolitik nimmt im Bundestagswahlprogramm der Partei DIE LINKE eine zentrale Rolle ein. Das
einschlägige Kapitel „Gesellschaft ökologisch umbauen“ ist im Programm sehr weit vorne angesiedelt und
durch das gesamte Programm zieht sich ein „grüner“ Faden. Letzteres hebt die Bedeutung von
„Ökologie“ für fast alle Politikfelder hervor.

Im folgenden haben wir die zentralen umweltpolitischen Passagen zusammengestellt, um der/dem
ökologisch interessierten Leser/in einen schnellen Überblick zu bieten.

Das gesamte Bundestagswahlprogramm „Konsequent sozial. Für Demokratie und Frieden“ ist online
verfügbar unter http://die-linke.de/wahlen/positionen/wahlprogramm/ .

Viele Spaß beim Lesen!

BAG Umwelt/Energie/Verkehr der Partei DIE LINKE.



I. Das „Umwelt“-Kapitel im
Bundestagswahlprogramm

2.3. Gesellschaft ökologisch umbauen

„Wir gehen mit dieser Welt um,
als hätten wir eine zweite im Kofferraum.“

Jane Fonda

Das Streben nach sozialer Gerechtigkeit und ein
radikaler ökologischer Umbau unserer Lebens-
und Wirtschaftsweisen sind zwei Seiten einer
Medaille. So ist ambitionierter Klimaschutz nicht
nur wichtig für den Erhalt unserer natürlichen
Umwelt, sondern zugleich ein Beitrag zum
Kampf um globale soziale Rechte, verschärft der
fortschreitende Klimawandel doch das tägliche
Ringen von Millionen Menschen ums Überleben.
Die konkrete Ausgestaltung von Umweltpolitik
darf jedoch nicht zu einer weiteren sozialen
Spaltung der Gesellschaft in „Arm und Reich“
führen. Bezahlbare Energie und Mobilität
müssen auch für einkommensschwache
Bevölkerungsschichten gewährleistet sein.

Das fossil-atomare Zeitalter beenden

Eine konsequente Energiewende hin zu
erneuerbaren Energien ist eine zentrale
Investition in ein ökologisches und friedliches
21. Jahrhundert. Im Kampf gegen den
Klimawandel müssen die Treibhausgas-
emissionen in Deutschland bis zum Jahr 2020
gegenüber 1990 halbiert und bis Mitte des
Jahrhunderts um mindestens 90 Prozent
gesenkt werden. Wer heute auf regenerative
Energien setzt und das Wissen für eine
nachhaltige Energieversorgung mit Schwellen-
und Entwicklungsländern teilt, wird sich morgen
nicht an Ressourcenkriegen um Öl und Gas
beteiligen. Als Etappenziel fordert die LINKE für
2020: Im Strombereich soll der Anteil
erneuerbarer Energien mindestens die Hälfte, im
Wärme- und Kältesektor ein Viertel betragen.
Besonders wichtig ist dabei die dezentrale
Energieversorgung in öffentlicher Hand.

Eine zentrale Aufgabe für die Zukunft wird sein,
sich auf den bereits in Gang gesetzten
Klimawandel einzustellen. Alle Planungs-
maßnahmen zu Raumordnung, Stadt-
entwicklung, Verkehr, Küstenschutz und
Landschaftspflege müssen sowohl Aspekte des
Klimaschutzes als auch der Anpassung an den
Klimawandel berücksichtigen

Die Energiewende kann nur gelingen, wenn
gleichzeitig die Energieeffizienz deutlich erhöht
und im großen Maßstab Energie eingespart wird.
Wir brauchen eine ökologisch-technische
Effizienzrevolution, eingebettet in alternative
Lebensstile. Mittelfristig muss in Deutschland
der komplette Energiebedarf aus erneuerbaren
Quellen gedeckt werden.

Wissenschaftliche Untersuchungen belegen:
Eine Energieversorgung aus erneuerbaren
Energien ohne Atomkraft und ein mittelfristiger
Ausstieg aus der Kohleverstromung sind
möglich. Wir wollen sie konsequent betreiben.
Wir lehnen daher die Planung und den Bau neuer
Kohlekraftwerke ab – ebenso wie die von der
Energiewirtschaft propagierte Scheinlösung der
Verpressung von Kohlendioxid in den
Untergrund. Der not-wenige Wandel in den
bisher vom Bergbau geprägten Regionen soll
ökologisch und sozial ausgewogen gestaltet
werden.

Der EU-Emissionshandel als zentrales Klima-
schutzinstrument der EU hat bislang versagt. Er
hat zu jährlichen Mitnahmegewinnen der Strom-
konzerne in Milliardenhöhe geführt und nicht
zum Klimaschutz beigetragen. In Zukunft
müssen Kraftwerke und Unternehmen drastisch
verschärfte Vorgaben für den Klimagasausstoß
erhalten.

Der rotgrüne Atomkonsens von 2000 ist
Nonsens, denn die garantierten Restlaufzeiten
dienen zuallererst den Profitinteressen der
Atomindustrie. Der Betrieb von Atomanlagen
birgt jedoch unverantwortlich hohe Risiken; eine
sichere Endlagerung von Atommüll für eine
Million Jahre und mehr ist nicht zu
gewährleisten. Das Fiasko in den Atom-
mülllagern Asse und Morsleben zeigt, wie
fahrlässig die bisherige Praxis ist. DIE LIN-KE
fordert darum die unverzügliche und
unumkehrbare Stilllegung aller Atomanlagen
sowie ein Verbot für den Export von Atom-
technik. Atommülltransporte müssen bis zu
einer verlässlichen Lösung der Endlagerung
ausgesetzt werden.

Wir wollen die Energiekonzerne in öffentliches
Eigentum überführen und einer demokratischen
Kontrolle unterstellen. Das Energiekartell muss
entflochten, die Energieversorgung weitgehend
rekommunalisiert, die Energiemonopole müssen
schrittweise aufgelöst werden.
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Ökologisch umsteuern in Wirtschaft,
Verkehr und Landwirtschaft

Nicht nur das Erdölzeitalter geht unwiderruflich
zu Ende. Auch andere Rohstoffe werden knapp.
Die Stoffströme, die wir durch unsere
Industriegesellschaft pumpen, müssen daher in
den nächsten Jahrzehnten um den Faktor 10
reduziert werden. Kapitalistisches Wirtschafts-
wachstum sollte nachhaltigen Lebensstilen und
sozial-ökologischem Wirtschaften weichen.

Der Verkehr ist der einzige Sektor in
Deutschland, der steigende Klimabelastungen
verursacht. DIE LINKE kämpft daher für eine
ökologische Verkehrswende. Öffentlicher
Verkehr muss massiv ausgebaut, barrierefrei
und erheblich preiswerter werden. Mobilität als
eine Voraussetzung für Teilhabe von Menschen
am gesellschaftlichen Leben darf nicht vom
Geldbeutel abhängen. Langfristig streben wir
einen unentgeltlichen Nahverkehr an.

Das Streckennetz der Bahn und das Angebot
des Nahverkehrs müssen wieder wachsen. Die
Privatisierung der Bahn und von Nahverkehrs-
unternehmen lehnen wir ab. Mit Hilfe einer
aktiven Verkehrs-, Struktur- und Regional-
planung ist eine Strategie der kurzen Wege zu
etablieren. Fuß- und Fahrradverkehr müssen
erheblich stärker gefördert werden. Der Güter-
verkehr muss von der Straße auf die Schiene
und vorhandene Schifffahrtswege verlagert
werden.

Flugverkehr ist das umweltschädlichste aller
Fortbewegungsmittel – und gleichzeitig das am
meisten subventionierte. Kerosin und Schiffs-
diesel/Schweröl sind endlich zu besteuern und
die Befreiung des internationalen Flugverkehrs
von der Mehrwertsteuer aufzuheben.

Der Treibstoff- bzw. Energieverbrauch aller
Verkehrsträger ist stark zu vermindern.
Agrosprit ist keine Alter-native zu einer
grundlegenden Wende in der Verkehrspolitik.
Der vermehrte Anbau großflächiger Mono-
kulturen für Agrosprit verschärft den Welthunger
und beschleunigt die Abholzung von Tropen-
wäldern. Die Nutzung von organischen Abfällen
und „Energiepflanzen“, um Wärme und Energie
zu gewinnen, ist wesentlich effizienter als die
Nutzung für Treibstoffe.

DIE LINKE fordert:

Vollständiger Umbau der Energie-
wirtschaft: erneuerbare Energien bis zur
regenerativen Vollversorgung konsequent und
schnell vorantreiben; das Erneuerbare-Energien-
Gesetz noch wirksamer ausgestalten; Wärme
aus erneuerbarer Energie und Kraft-Wärme-
Kopplung vorantreiben; Einführung eines
Energiesparfonds mit dem Fokus auf
Förderprogramme für einkommensschwache
Haushalte; strengere ordnungsrechtliche
Standards für den Energieverbrauch von Büro-
und Haushaltsgeräten, u.a. ein Verbot
sogenannter Stand by-Schaltungen mit einem
Verbrauch von über 1 Watt; „Top-Runner“-
Programme für Elektrogeräte, in denen alle drei
Jahren das energie- und ressourcensparendste
Gerät als gesetzlicher Mindeststandard
festgeschrieben wird; energetische Sanierung
des Gebäudebestandes und Klimaneutralität von
Neubauten; bundesrechtliche Vorgaben für eine
ökologische Bauleitplanung; die Endlager-
standorte Gorleben und Schacht Konrad
aufgeben; neue Standorte, transparent und
gerichtlich nachprüfbar, auf Kosten der
Atomindustrie suchen; unverzüglicher und
unumkehrbarer Ausstieg aus der Atom-
wirtschaft; Vergesellschaftung der Strom- und
Gasnetze; Rekommunalisierung zentraler Teile
der Energieversorgung; Sozialtarife verbindlich
einführen, Versorgung mit Strom und Heiz-
energie für alle garantieren; Besteuerung der
Extraprofite der Energiekonzerne aus dem
Emissionshandel; Wiedereinführung der Strom-
und Gaspreisaufsicht durch die Länder und
Schaffung von Verbraucherbeiräten in der Preis-
aufsicht; Versteigerung statt kostenloser Ver-
gabe von Emissionszertifikaten; Versteigerungs-
erlöse für den Klimaschutz und zur sozialen
Abfederung der Energiewende einsetzen; schritt-
weise schärfere CO2-Vorgaben für Industrie und
Individualverkehr machen; keine Agroenergie-
Importe aus dem Nicht-EU-Ausland und Fokus
bei der Biomassenutzung auf der gekoppelten
Erzeugung von Strom und Wärme;

ökologischer Umbau der Wirtschaft:
Produktionsprozesse und Produkte nachhaltig
gestalten; regionale Wirtschaftskreisläufe vor-
rangig fördern; Abbau von umweltschädlichen
Subventionen und Steuerbefreiungen; Wirt-
schafts- und Forschungsförderung sozial- und
umweltgerecht ausrichten; strenge Kriterien bei
der Zulassung und Registrierung von
chemischen Stoffen; Ablehnung der
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Abfallverbrennung als Regelverfahren, statt-
dessen Vorrang für alternative Verfahren wie die
mechanisch-biologische Abfallbehandlung;
Standards für existierende Verbrennungsanlagen
unverzüglich auf den Stand der Technik und
Wissenschaft anheben; Verbot des grenz-
überschreitenden Exports von Abfällen;

umweltgerechte und barrierefreie
Mobilität für alle: massiver Ausbau des
öffentlichen Verkehrs; dauerhafte Aufstockung
der Investitionsmittel für die Schiene auf
mindestens 2,5 Mrd. Euro pro Jahr;
Regionalisierungsmittel erhöhen; Personenfern-
verkehr auf der Schiene durch ein Fernverkehrs-
Gesetz sichern und ausweiten; Mehrwertsteuer
für den Schienenpersonenfernverkehr auf den
ermäßigten Satz von sieben Prozent senken;
flächendeckende Einführung von Sozialtickets
und einer Sozial-Bahncard für einkommens-
schwache Haushalte; Fahrradmitnahme in ICE-
Zügen; Tempolimit von 120 Stundenkilometern
auf Autobahnen; Rücknahme der bürger-
feindlichen Beschleunigungsgesetze für die
Verkehrswegeplanung; Reform der Bundes-
verkehrswegeplanung; keine neuen Autobahn-
projekte, keine Privatisierung des Straßennetzes
und seiner Pflege; Ausbau der Verkehrs-
sicherheitsstruktur; Verbesserung der Lenk- und
Ruhezeiten für LKW-Fahrer; Einführung von
Monster-LKW (Gigaliner) verbieten; Ver-
längerung der Ende 2009 auslaufenden
steuerlichen Förderung des Einbaus von
Rußfiltern in PKW; Subventionierung von Flug-
häfen beenden; Kerosinsteuer und Flugticket-
abgabe einführen; Nachtflugverbote durch-
setzen; Lärmschutz erhöhen und Belastung mit
Feinstaub minimieren;

Natur bewahren und nachhaltig nutzen:
Ausweisung und Vernetzung von Schutzgebieten
vorantreiben; auf den völkerrechtlich bindenden
Schutz der großen verbliebenen Naturräume des
Planeten (Arktis, Antarktis, Weltmeere, Regen-
und boreale Wälder u.a.) vor weiterer
Ausbeutung hinwirken; Stopp der Privatisierung
von Naturschutzflächen (Ausnahme: Umwelt-
und Naturschutzverbände); Flächenverbrauch
drastisch reduzieren – Böden entsiegeln;
unzerschnittene verkehrsarme Landschafts-
räume erhöhen; Ausweitung der Hochwasser-
Rückhalteflächen; Moorschutz ausbauen,
umfassende Informations-, Beteiligungs- und
Klage-rechte für Bürgerinnen und Bürger sowie
Umwelt- und Naturschutzverbände; generelles
Verbot von Tierversuchen, die nur in besonderen

Ausnahmefällen durchgeführt werden dürfen –
alternative Testmethoden müssen energischer
erforscht werden; Umweltbildung stärken durch
kurzfristige Umsetzung der Ziele der UN-Dekade
„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ in allen
Bildungsbereichen, u.a. durch Finanzierung von
Programmen und Projekten. (S. 7-9 Kap. 2.3.)

II. Der „grüne“ Faden im
Bundestagswahlprogramm

aus Kapitel „1. Ein Schutzschirm für die
Menschen“:

Mindestens ebenso notwendig brauchen wir
eine radikale Kehrtwende in der Umweltpolitik.
Spätestens seit dem UN-Klimabericht ist klar:
Wir zerstören unseren Lebensraum, wenn wir
nicht sofort handeln. Die ökonomische und die
ökologische Krise sind eng miteinander
verzahnt. Auch hier steht der Profit gegen die
Vernunft und die Interessen der gesamten
Bevölkerung. Wir brauchen einen Schutzschirm
für die Umwelt, um den weiteren
Temperaturanstieg zu stoppen und die
Umweltzerstörung zu verhindern

[…]

Die gegenwärtige Krise ist mehr als eine
Konjunkturkrise. Vieles kommt zusammen, was
sich in den vergangenen Jahrzehnten hinter
grenzenloser Profitsucht angestaut hatte:
Kernschmelze auf den Finanzmärkten, eine tiefe
globale Rezession, fortschreitende Umwelt-
zerstörung, Klimawandel und Energiekrise sowie
wachsende soziale Polarisierung. Die Krise wird
nicht in wenigen Monaten vorbei sein. Die
entscheidende Frage ist längst nicht mehr, ob
die öffentliche Hand sich wirtschaftlich
engagiert, sondern in wessen Interesse, mit
welchen Zielen und auf wessen Kosten dies
geschieht.

[…]

Der Kapitalismus ist nicht nur sozial ungerecht
und ein Motor der Klimakatastrophe.

[…]

aus Kapitel „2. Die sozialen Interessen der
Menschen in den Mittelpunkt stellen“:
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Von 2009 an wollen wir ein jährliches
öffentliches Investitionsprogramm in Höhe von
100 Milliarden Euro, die für Bildung,
Klimaschutz, Verkehr, Gesundheit und eine
Energiewende verwendet werden.

[…]

Ein Zukunftsfonds, der mit 100 Milliarden Euro
ausgestattet ist, steht den Unternehmen zur
Verfügung, die sich in Produkten und Verfahren
sozial und ökologisch weiterentwickeln wollen.

aus Kapitel „2.1. Gute Arbeit!“:

Auch der Staat selbst ist gefordert. Bund,
Länder und Kommunen müssen ihre
Investitionen im Sinne sozialer und ökologischer
Nachhaltigkeit deutlich steigern.

[…]

Vergabe öffentlicher Aufträge von der Einhaltung
sozialer und ökologischer Kriterien abhängig
machen.

aus Kapitel „2.2. Wirtschaft gestalten“:

Vergesellschaftung des Finanzsektors,
Demokratisierung der Wirtschaft, mehr soziale
Gerechtigkeit, stärkerer Binnenmarkt und
konsequenter ökologischer Umbau – diese
Leitlinien sind zugleich eine wirksame Politik für
kleine und mittlere Unternehmen.

[…]

Zukunftsprogramm für zwei Millionen
Arbeitsplätze auflegen: mit Investitionen von
100 Milliarden Euro pro Jahr in Bildung,
Gesundheit, Klimaschutz, Infrastruktur und
Verkehr die Krise bekämpfen; Zukunftsfonds für
eine nachhaltige Wirtschaft einrichten und mit
100 Milliarden Euro für die zukunftsfähige,
sozial-ökologische Entwicklung industrieller
Arbeitsplätze, Unterstützung der Unternehmen
bei der Umstellung der Produktion auf energie-
und rohstoffeffiziente Verfahren und
Qualitätsprodukte ausstatten;

[…]

nachhaltige Landwirtschaft ausweiten: Anteil
des ökologischen Landbaus erhöhen,
Spekulation mit Agrarrohstoffen und Boden

verhindern; Einsatz von Mineraldüngern und
Pflanzenschutzmitteln verringern; den Tierschutz
bei der Haltung und beim Transport deutlich
verbessern; Hormone und Antibiotika gehören
nichts ins Futter; keine Patente auf Lebewesen
und deren Gene; Preisdumping der
Handelsketten zu Lasten der Bäuerinnen und
Bauern unterbinden; Agro-Gentechnik verbieten;
Kennzeichnungspflicht von gentechnischen
Bestandteilen in Nahrung und Futtermitteln bis
zur Nachweisgrenze von 0,1 Prozent
verschärfen; gen-technikfreie Regionen und auf
sie hinführende Initiativen unterstützen; EU-
Subventionen für soziale und öko-logische
Leistungen der Agrarbetriebe einsetzen und ihre
Verteilung transparent machen; naturnahe
Waldbewirtschaftung fördern, gleichwertige
Lebensbedingungen auch in Dörfern und kleinen
Städten sichern;

[…]

Die ostdeutsche Wirtschaft hat dann eine
Chance, wenn gezielt das getan wird, was
weltweit notwendig ist: auf erneuerbare
Energien und Ressourceneffizienz setzen, die
entsprechenden Technologien und Produkte mit
Macht vorantreiben. Ostdeutschland kann in
diesen global anstehenden sozio-ökonomischen
Umbrüchen vorangehen. Wenn der politische
Wille da ist und wenn die Menschen vor Ort
realistische Perspektiven gestalten können,
kann Ostdeutschland zu einer sozial-
ökologischen Modellregion werden.

aus Kapitel „2.6. Mehr Einheit wagen“:

Regionalplanung demokratisieren: die Rolle von
Verbänden, Vereinen, anderen
zivilgesellschaftlichen Akteuren, Bürgerinnen
und Bürgern in der Regionalplanung stärken;
regionale Leitbilder entwickeln und
gesellschaftlich verankern; Modellregionen des
sozial-ökologischen Umbaus gestalten;

[…]

die Energieversorgung rekommunalisieren,
weitgehend auf erneuerbare Energien umstellen
und Landkreise und Kommunen fördern, die
regionale Energieautonomie mit nichtfossilen
Energieträgern verwirklichen wollen.

aus Kapitel „2.7. Soziale Sicherheit: Solidarität
statt Privatisierung“:
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Stadtumbau sozial und ökologisch gestalten: für
eine Stadt der kurzen Wege – barrierefrei,
familienfreundlich und altersgerecht.

aus Kapitel „2.9. Für eine sozial gerechte
Steuerreform“:

DIE LINKE fordert ein verteilungsgerechtes
Steuersystem, das kleine und mittlere
Einkommensbezieher entlastet und Vermögende
und steuerlich Leistungsfähige stärker belastet.
So muss das Steueraufkommen dauerhaft und
sozial gerecht erheblich erhöht werden, um die
Kosten der Krise, eines sozial-ökologischen
Umbaus und des Ausbaus des Sozialstaats zu
finanzieren.

aus Kapitel „3. Für eine gerechte
zukunftsoffene Gesellschaft“:

Mit besserer Bildung für alle, mit einer
ökologisch ausgerichteten Forschungspolitik,
mit moderner Regionalpolitik, einem neuen
Leitbild für den Osten und einer
Weiterentwicklung der öffentlichen
Infrastrukturen werden Weichen für die Zukunft
gestellt, für die kommenden vier Jahre und
darüber hinaus.

aus Kapitel „3.1. Das gesellschaftliche
Rückgrat – die öffentliche Daseinsvorsorge“:

Mit der Vergabe öffentlicher Aufträge muss eine
Unternehmenslogik befördert werden, die nicht
einseitig gewinnorientiert ist, sondern
Dienstleistungen für unterschiedliche
Bedürfnisse in einer Stadt, einer Region
entwickelt. Sie hat sich an Kriterien des fairen
Handels, ökologischer Nachhaltigkeit, der
Stärkung von Identität und sozialem
Zusammenhalt einer Region zu beweisen und
den Beschäftigten gute Arbeitsbedingungen und
Entlohnung zu sichern.

[…]

die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen
beenden, keine Public Private Partnership (PPP)-
Projekte eingehen: Schulen, Bürger- und
Rathäuser u.a.m. in öffentlicher Verantwortung
bauen und betreiben; die elementare Daseins-
vorsorge wie Gesundheitsdienste, Wohnungen,
Bildung, Jugendhilfe, Kultur, Energie, Wasser,
Busse, Bahnen und Abfallentsorgung in
öffentlicher Hand oder gemeinnütziger
Trägerschaft organisieren; den öffentlichen

Dienst und die öffentlichen Unternehmen am
gesellschaftlichen Bedarf orientieren und in
diesem Sinne weiterentwickeln; privatisierte
Bereiche der Daseinsvorsorge
rekommunalisieren; PPP-Beschleunigungsgesetz
zurücknehmen;

den Börsengang der Bahn endgültig stoppen;
den öffentlichen Nah- und Fernverkehr barriere-
frei ausbauen und stärker an den Bedürfnissen
aller Nutzerinnen und Nutzer ausrichten; ein
flächendeckendes Angebot als Alternative zum
Individualverkehr durchsetzen; Preise sozial-
verträglich und familienfreundlich gestalten;

aus Kapitel „3.2. Demokratische
Bildungsreform – Bildung für alle von Anfang
an“:

DIE LINKE kämpft für eine chancengleiche
Bildung von Anfang an. Dazu gehören viel-
seitiges, praxisorientiertes Wissen und Können,
interkultureller Austausch, systematische und
den Bildungsweg kontinuierlich begleitende
Förderung beider Sprachen von zweisprachig
aufwachsenden Kindern, Umweltbewusstsein
und Sozialkompetenz, ästhetische Erfahrung, ein
humanistisches Gesellschafts- und Geschichts-
verständnis, Kritik- und Urteilsfähigkeit.

aus Kapitel „3.3.Wissenschaft, Forschung und
Produktivität für eine Lebensweise von morgen“:

Für die Große Koalition sind Wissenschaft und
Forschung in erster Linie ein Standortfaktor, vor
allem für die Exportwirtschaft. DIE LINKE lehnt
diese einseitige Politik ab. Neue Erkenntnisse
und Technologien müssen dem Gemeinwohl
dienen und zur Lösung gesellschaftlicher
Herausforderungen wie der Überwindung von
sozialer Ungleichheit, der Bewältigung des
Klimawandels und der Ressourcenknappheit
beitragen. […] DIE LINKE steht der öffentlichen
Förderung neuer Technologien aufgeschlossen
gegenüber, wenn ihr Nutzen nachgewiesen und
die Risiken für Menschen und Natur niedrig sind.

[…]

DIE LINKE fordert das Umsteuern in der
Forschungs- und Technologieförderung
zugunsten einer sozial und ökologisch
nachhaltige und gemeinnützigen Perspektive:

[…]
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neue Instrumente der Forschungsförderung
entwickeln: öffentliche und zivilgesellschaftliche
Akteure wie Unternehmen der öffentlichen
Daseinsvorsorge, kommunale Verwaltungen
oder gemeinnützige Projektträger zu Auftrag-
gebern für Forschungsleistungen machen; der
Erneuerung des öffentlichen Personen- und
Güterverkehrs, der Energieversorgung und -
speicherung, der Gesundheits- und
Pflegeversorgung, der öffentlichen Verwaltung
sowie des Bildungssystems Vorrang einräumen;

Forschung zur Lösung globaler Heraus-
forderungen finanzieren: Mittel für die Schwer-
punktforschung zur Umwelt- und Klima-
entwicklung, Wasser- und Energieversorgung,
Nord-Süd-Gerechtigkeit und zivilen Konflikt-
lösung aufstocken; Kultur- und Sozialwissen-
schaften als gleichberechtigte Forschungsfelder
finanziell fördern und verstärkt zu Fragen einer
gerechten, demokratischen und ethnisch wie
kulturell vielfältigen Gesellschaftsentwicklung in
die Verantwortung nehmen;

aus Kapitel „4.6. Mehr auf die Bürgerin und
den Bürger setzen“:

die Verbraucherrechte stärken und vorsorgen-
den Verbraucherschutz verankern: Verbraucher-
innen und Verbrauchern umfassende Rechte auf
Information und Transparenz einräumen; Rechte
der Verbraucherverbände sowie der Ver-
braucherinnen und Verbraucher stärken;
Ampelkennzeichnung bei Lebensmitteln
einführen;

aus Kapitel „5. Frieden und Gerechtigkeit –
weltweit!“:

Weltweit werden verstärkt Kriege um
Ressourcen geführt. […] Tatsächlich aber
bekommt die Außenpolitik der industrialisierten,
rohstoffarmen Länder wie Deutschland in
wachsendem Maße den Charakter einer
imperialen Rohstoff- und
Energiesicherungspolitik. Die Konkurrenz um die
noch verbliebenen Rohstoffe zieht immer öfter
Gewalt und Kriege nach sich. Wirtschafts-,
Energie- und Klimakrise verschärfen die
weltweite Ernährungs- und
Grundversorgungskrise. Milliarden Menschen
haben weder ausreichende Nahrung noch
Zugang zu sauberem Wasser und elektrischer
Energie.

aus Kapitel „5.1. Entwicklung braucht
Gerechtigkeit“:

Eine wirksame deutsche Entwicklungs-
zusammenarbeit setzt einen Systemwechsel in
der Wirtschafts-, Finanz-, Energie- und
Handelspolitik sowie der Agrarpolitik voraus.

[…]

Dazu muss Entwicklungspolitik die Süd-Süd-
Beziehungen und regionale Märkte als Gegenpol
zur globalen Handelspolitik stärken, die
Verarbeitung von Rohstoffen im eigenen Land
fördern und für gerechte Preise sorgen. Die
Förderung der Kleinbäuerinnen und Kleinbauern
ist zu verstärken, auf Kosten der rein exportori-
entierten Agrarindustrie. Die lokalen
Produzentinnen und Produzenten sind vor Preis-
Dumping und Verdrängungswettbewerb zu
schützen, die durch die
Agrarexportsubventionen der EU und durch
Freihandelsabkommen begünstigt werden.

das Menschenrecht auf Nahrung und die
Nahrungssouveränität verwirklichen:
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, angepasste
Technologien und eine gerechte Land- und
Ressourcenverteilung ins Zentrum der
Förderung rücken;

Spekulation mit Nahrungsmitteln verbieten: die
Finanzmärkte regulieren, Hedgefonds und
spekulative Geschäfte mit Nahrungsmitteln
unterbinden; den Import von Agrarrohstoffen zur
Bio-Sprit-Erzeugung ausschließen, bis die
globale Nahrungsmittelversorgung nachhaltig
gesichert ist;

aus Kapitel „5.2. Globale Lösungen erfordern
globale Kooperation“:

Deutschland und die EU müssen die
„Millenniumsziele“ der UNO nachdrücklich
unterstützen und dazu beitragen, dass die
Reform der Weltwirtschaftsordnung nicht eine
Angelegenheit der G8- und G20-Staaten bleibt,
sondern auf die Agenda der UNO kommt. Eine
wirksame globale Klimapolitik verlangt eine
klimapolitisch aktive UNO.

Das bisherige System des Emissionshandels hat
sich als weitgehend unwirksam erwiesen.
Emissionsrechte wurden in der Regel
verschenkt. Die Vorgaben zur Verringerung des
CO2- Ausstoßes waren zu schwach.
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Entwicklungspolitische Steuerung war nicht
vorgesehen. Globale Klimapolitik muss von dem
Grundsatz der Gleichheit der Menschen aus-
gehen. Pro Kopf darf dann auf jeden Menschen
nur die gleiche Menge CO2-Ausstoß entfallen,
die global auf Dauer klimaverträglich ist.

Wer diesen Grundsatz globaler Gleichheit ernst
nimmt, erkennt, dass vor allem die
industrialisierten Länder schnell und energisch
handeln müssen.

[…]

eine aktive Rolle der UNO bei der Reform der
Weltwirtschaftsordnung akzeptieren: eine neue
Weltwirtschaftsordnung nicht allein den
mächtigen Staaten überlassen; die Finanzmärkte
strikt regulieren; ein System fester Wechsel-
kurse schaffen; in der Politik der Welthandels-
organisation (WTO) die Dogmen der Priva-
tisierung, der Liberalisierung und des Frei-
handels überwinden und entwicklungspolitisch
sinnvolle Ziele im Rahmen einer ökologisch
nachhaltigen und sozial, politisch und wirtschaft-
lich gerechten Weltwirtschaftspolitik stärken;

die UNO als globale Instanz bei der Bewältigung
lebensnotwendiger Aufgaben wie Schaffung von
Ernährungssouveränität, Zugang zu Wasser und
Klimawandel stärken;

die Ausgleichzahlungen für die Folgen des
Klimawandels an die Staaten des Südens
deutlich erhöhen;

einen Wandel der Energieversorgung hin zu einer
Energiesouveränität der südlichen Länder
mittels eines Mixes aus erneuerbaren Energien
und einem verstärkten globalen Wissens- und
Technologietransfer.

aus Kapitel „5.4. Deutschland in Europa: Für
eine soziale, demokratische und friedliche
Europäische Union“:

Die Europäische Union ist unverzichtbares
politisches Handlungsfeld für die Sicherung des
Friedens in Europa, für die Bewältigung der
globalen Wirtschaftskrise, für die Wahrung von
Beschäftigteninteressen, für den sozial-
ökologischen Umbau des europäischen
Binnenmarktes, für die Lösung der globalen
Herausforderungen und die globale Kooperation.
Europa und die Europäische Union sind hierfür
nicht gut gerüstet.

[…]

Die Europäische Union hat bisher darauf
verzichtet, die politischen Instrumente zu
schaffen, um auf globale Krisen der Wirtschafts-,
der Klima- und Energiepolitik sowie der
Lebensmittelversorgung angemessen zu
reagieren.

die Europäische Zentralbank (EZB) gleichrangig
auf Preisstabilität, nachhaltige Entwicklung und
Beschäftigung verpflichten: EZB durch das
Europäische Parlament und den Rat der
Wirtschafts- und Finanzminister kontrollieren;

den Stabilitäts- und Wachstumspakt durch eine
Vereinbarung für nachhaltige Entwicklung,
Vollbeschäftigung, soziale Sicherheit und
Umweltschutz ersetzen;


